
international konkurrenzfähige Gehälter, 
eine eigene Entgeltordnung, die die 
spezifischen Tätigkeiten und Funktio
nen von Ärzten berücksichtigt, 
vernünftige Arbeitszeitregelungen unter 
Berücksichtigung der europäischen 
Vorgaben und des Arbeitszeitgesetzes, 
engere Befristungsregelungen, die Kurz
befristungen einschränken.

–
–

–

–
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Die Vertreter des Marburger Bundes, Ver-
band der angestellten und beamteten Ärz-
tinnen und Ärzte Deutschlands e. V. (MB), 
haben am 18. Juni 2006 die Tarifverhand-
lungen mit der Vereinigung Kommunaler 
Arbeitgeberverbände (VKA) abgebrochen. 
Erneut wurden keine Annäherungen über 
bessere Arbeitsbedingungen und in Gehalts
fragen für die Ärzte an den 700 kommu-
nalen Krankenhäusern erzielt. Ein Vergü-
tungsangebot auf dem Niveau der Bedin-
gungen für Universitätsärzte ist eine Grund
voraussetzung für eine Einigung. Der 
Marburger Bund kündigte gleichzeitig an, 
die Streiks an den Kreiskrankenhäusern 
und Städtischen Kliniken auszuweiten.
In zehn Bundesländern wurden zum Bei-
spiel am 27. 7. 2006 Streikaktionen an Kran
kenhäusern in 108 Städten durchgeführt. 
Acht Kliniken der 83 kommunalen Kran-
kenhäuser in Sachsen sind Mitglied im 
Kommunalen Arbeitgeberverband Sach-
sen und vom aktuellen Tarifstreit betrof-
fen. Die Mitarbeiter des Leipziger Klini-
kums „Sankt Georg“ streikten ab 24. Juli 
2006. 
Der Marburger Bund und die Ärzteschaft 
dieser Krankenhäuser fordern: 

einen eigenständigen arztspezifischen 
Tarifvertrag, 

–

Der Marburger Bund drohte am 31.7.2006 
mit einer massiven Ausweitung der Streiks, 
sollte der VKA mit ver.di einen Tarifver-
trag schließen.

Prof. Dr. med. habil. Winfried Klug
Knut Köhler M. A. 

Referent für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Tarifverhandlungen gescheitert 
Arbeitskampf in Sachsen

senschaftlicher Begleitung geknüpft. Die 
Modellregion wird von den Beteiligten in 
Kürze ausgewählt. Aus Sicht der Säch-
sischen Landesärztekammer darf die 
Gemeindeschwester nur unter ärztlicher 
Aufsicht und mit dem notwendigen Wis-
sen für delegierbare ärztliche Leistungen 
tätig werden. Pflegeleistungen gehören 
nicht dazu. Dafür gibt es die ambulanten 
Pflegedienste.
Der für Fragen der Bedarfsplanung zu
ständige Landesausschuss „Ärzte-Kran
kenkassen“ hat sich zudem darauf ver-
ständigt, Weiterbildungsassistenten, die 
sich in einer Region mit drohender Unter-

Eine von der Gesundheitsministerin 
Helma Orosz geleitete Gesprächsrunde 
zur ambulanten ärztlichen Versorgung im 
Freistaat Sachsen hat in ihrer letzten Sit-
zung am 13. Juli 2006 beschlossen, den 
Einsatz von Gemeindeschwestern zu erpro
ben. Vorbild ist das in Ostdeutschland be
kannte Modell. In einem zum Jahresende 
beginnenden Projekt soll geprüft werden, 
wie Landärzte in einer von Unterversor-
gung bedrohten Region durch den Einsatz 
einer „Gemeindeschwester“ wirksam ent-
lastet werden können. Dazu wird ein 
Kooperationsnetzwerk zwischen der Ärz-
teschaft und den Krankenkassen mit wis-

versorgung bei einem niedergelassenen 
Arzt zum Facharzt für Allgemeinmedizin 
weiterbilden, zu unterstützen. Mit 600 

Gemeindeschwester 
in Sachsen

Quelle: RBB / Peter Brand
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Unter der Überschrift „Perspektiven für 
Medizinstudenten in Sachsen“ hatte die 
Kreisärztekammer Leipzig am 11. Juli 
2006 Studenten des 4. und 5. Semesters 
der Medizinischen Fakultät der Universi-
tät Leipzig in den Hopfengarten in Leip-

zig eingeladen. Rund 100 Interessierte 
waren gekommen, um sich über die Zeit 
nach dem Studium zu informieren. Bei 
herrlichem Sommerwetter standen der 
Vorstand der Kreisärztekammer Leipzig, 
Vertreter der Kassenärztlichen Vereini-

Perspektiven für 
Medizinstudenten

Ärzteblatt Sachsen
Offizielles Organ der Sächsischen Landesärztekammer mit 
Publikationen ärztlicher Fach- und Standesorganisationen, 
erscheint monatlich, Redaktionsschluss ist jeweils der 10. 
des vorangegangenen Monats.
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Euro pro Monat zusätzlich zu der bishe-
rigen Förderung in Höhe von 2.040,00 
Euro nach dem „Initiativprogramm zur 
Förderung der Weiterbildung in der All-
gemeinmedizin“ sollen diese gefördert 
werden. Voraussetzung ist jedoch, dass 
diese Ärzte bereit sind, nach ihrer Weiter-
bildung für drei Jahre in einer von Unter-
versorgung bedrohten Region Sachsens 
zu arbeiten. 
Erstmals hat der Landesausschuss festge-
stellt, dass für eine Teilregion eines Pla-
nungsgebietes in den Orten Döbeln, Ross
wein und Mockau eine Unterversorgung 
im hausärztlichen Bereich droht. Damit 
besteht die Möglichkeit, ansiedlungswil-
ligen Neuärzten und bereits praktizie-

renden Ärzten in der Umgebung, die Pati-
enten übernehmen, zusätzliche finanzielle 
Anreize zu bieten. Weiterhin wurde eine 
Unterversorgung in der Stadt Aue im 
augenärztlichen Bereich festgestellt.
Weiterhin soll über die Kassenärztliche 
Vereinigung Sachsen (KVS) ein Lotsen-
dienst eingerichtet werden, der als 
Ansprechpartner für alle Fragen zu Maß-
nahmen gegen den Ärztemangel dienen 
soll. Die KVS wird dazu in einem ihrer 
nächsten Mitteilungen berichten.

Prof. Dr. med. habil. Winfried Klug
Knut Köhler M. A.

Referent für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Prof. Dr. med. habil. Eberhard Keller informiert über die Kammerarbeit
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